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in Anerkennung des wertvollen Beitrags, den die Be-
diensteten der Vereinten Nationen und die Sachverständigen
im Auftrag der Vereinten Nationen zur Verwirklichung der
Grundsätze und Ziele der Charta leisten,

bekräftigend, dass es geboten ist, die Achtung der
Grundsätze und Regeln des Völkerrechts zu fördern und zu
gewährleisten,

sowie bekräftigend, dass diese Resolution nicht die Vor-
rechte und Immunitäten berührt, die die Bediensteten der
Vereinten Nationen und die Sachverständigen im Auftrag der
Vereinten Nationen sowie die Organisation selbst nach dem
Völkerrecht genießen,

ferner bekräftigend, dass die Bediensteten der Vereinten
Nationen und die Sachverständigen im Auftrag der Vereinten
Nationen verpflichtet sind, die innerstaatlichen Rechtsvor-
schriften des Gaststaats zu achten, und dass der Gaststaat das
Recht hat, im Bedarfsfall seine Strafgerichtsbarkeit auszu-
üben, im Einklang mit den einschlägigen völkerrechtlichen
Regeln und den Abkommen zur Regelung der Einsätze von
Missionen der Vereinten Nationen,

zutiefst besorgt über die Meldungen über kriminelles
Verhalten und sich dessen bewusst, dass ein derartiges Ver-
halten, falls es nicht untersucht und gegebenenfalls strafrecht-
lich verfolgt wird, den negativen Eindruck entstehen ließe,
dass Bedienstete der Vereinten Nationen und Sachverständi-
ge im Auftrag der Vereinten Nationen ungestraft handeln
können,

in Bekräftigung der Notwendigkeit, zu gewährleisten,
dass alle Bediensteten der Vereinten Nationen und Sachver-
ständigen im Auftrag der Vereinten Nationen ihre Aufgaben
auf eine Weise wahrnehmen, die das Ansehen, die Glaubwür-
digkeit, die Unparteilichkeit und die Integrität der Vereinten
Nationen wahrt,

betonend, dass von diesen Personen begangene Verbre-
chen nicht hingenommen werden können und dass sie die Er-
füllung des Mandats der Vereinten Nationen beeinträchtigen,
insbesondere was die Beziehungen zwischen den Vereinten
Nationen und der örtlichen Bevölkerung im Gastland anbe-
langt,

im Bewusstsein dessen, wie wichtig es ist, die Rechte
der Opfer kriminellen Verhaltens zu schützen und einen aus-
reichenden Zeugenschutz zu gewährleisten, und unter Hin-
weis auf die Verabschiedung ihrer Resolution 62/214 vom
21. Dezember 2007 über die Umfassende Strategie der Ver-
einten Nationen für Hilfe und Unterstützung für Opfer sexu-
eller Ausbeutung und sexuellen Missbrauchs durch Bediens-
tete der Vereinten Nationen und zugehöriges Personal,

betonend, dass die internationale Zusammenarbeit zur
Gewährleistung der strafrechtlichen Verantwortlichkeit von
Bediensteten der Vereinten Nationen und Sachverständigen
im Auftrag der Vereinten Nationen verstärkt werden muss,

unter Hinweis auf ihre Resolution 61/29 vom 4. Dezem-
ber 2006, mit der sie den Ad-hoc-Ausschuss für die straf-

rechtliche Verantwortlichkeit von Bediensteten der Vereinten
Nationen und Sachverständigen im Auftrag der Vereinten
Nationen einsetzte,

nach Behandlung des Berichts der vom Generalsekretär
gemäß Resolution 59/300 eingesetzten Gruppe von Rechts-
sachverständigen8 und der Berichte des Ad-hoc-Ausschusses9

sowie der Mitteilung des Sekretariats10 und der Berichte des
Generalsekretärs11 über die strafrechtliche Verantwortlichkeit
von Bediensteten der Vereinten Nationen und Sachverständi-
gen im Auftrag der Vereinten Nationen auf ihren früheren Sit-
zungen,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 62/63 vom 6. De-
zember 2007, 63/119 vom 11. Dezember 2008 und 64/110
vom 16. Dezember 2009,

sowie unter Hinweis auf ihren Beschluss, eingedenk ih-
rer Resolutionen 62/63 und 63/119 den Bericht der Gruppe
von Rechtssachverständigen, insbesondere seine rechtlichen
Aspekte, unter Berücksichtigung der Auffassungen der Mit-
gliedstaaten und der in der Mitteilung des Sekretariats enthal-
tenen Informationen während der siebenundsechzigsten Ta-
gung der Generalversammlung im Rahmen einer Arbeits-
gruppe des Sechsten Ausschusses weiter zu behandeln,

in der Überzeugung, dass die Vereinten Nationen und
ihre Mitgliedstaaten weiter dringend energische und wirksa-
me Schritte unternehmen müssen, um die strafrechtliche Ver-
antwortlichkeit von Bediensteten der Vereinten Nationen und
Sachverständigen im Auftrag der Vereinten Nationen im In-
teresse der Rechtspflege sicherzustellen,

1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs12;

2. fordert die Staaten mit großem Nachdruck auf, alle
geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um sicherzustellen,
dass Straftaten durch Bedienstete der Vereinten Nationen und
Sachverständige im Auftrag der Vereinten Nationen nicht
straflos bleiben und dass diejenigen, die solche Straftaten be-
gehen, unbeschadet der Vorrechte und Immunitäten, die sie
und die Vereinten Nationen nach dem Völkerrecht genießen,
im Einklang mit den internationalen Menschenrechtsnormen,
einschließlich des Grundsatzes eines ordnungsgemäßen Ver-
fahrens, vor Gericht gestellt werden;

3. fordert alle Staaten mit großem Nachdruck auf, so-
fern sie es nicht bereits getan haben, zu erwägen, ihre Ge-
richtsbarkeit zu begründen, insbesondere über schwere Ver-
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sie als Bedienstete der Vereinten Nationen oder Sachverstän-
dige im Auftrag der Vereinten Nationen tätig waren, und zwar
zumindest dann, wenn das Verhalten, wie es nach dem Recht
des die Gerichtsbarkeit begründenden Staates umschrieben
ist, auch nach dem Recht des Gaststaats eine Straftat darstellt;

4. legt allen Staaten nahe, untereinander und mit den
Vereinten Nationen zusammenzuarbeiten, indem sie Informa-
tionen austauschen und die Durchführung von Ermittlungen
und gegebenenfalls die strafrechtliche Verfolgung von Be-
diensteten der Vereinten Nationen und Sachverständigen im
Auftrag der Vereinten Nationen, denen schwere Verbrechen
zur Last gelegt werden, erleichtern, im Einklang mit ihren in-
nerstaatlichen Rechtsvorschriften und den anwendbaren Re-
geln und Vorschriften der Vereinten Nationen sowie unter
voller Achtung des Rechts auf ein ordnungsgemäßes Verfah-
ren, und zu erwägen, die Kapazitäten ihrer jeweiligen natio-
nalen Behörden zur Untersuchung und strafrechtlichen Ver-
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se der Organisation geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um
die Glaubwürdigkeit und das Ansehen dieser Bediensteten
und Sachverständigen wiederherzustellen;

13. legt den Vereinten Nationen eindringlich nahe, mit
den die Gerichtsbarkeit ausübenden Staaten weiter zusam-
menzuarbeiten, um ihnen im Rahmen der einschlägigen völ-
kerrechtlichen Regeln und der Abkommen zur Regelung der
Tätigkeiten der Vereinten Nationen Informationen und Mate-
rial für die Zwecke der von den Staaten eingeleiteten Straf-
verfahren zukommen zu lassen;

14. betont, dass die Vereinten Nationen im Einklang
mit den anwendbaren Regeln der Organisation keine Vergel-
tungs- oder Einschüchterungsmaßnahmen gegen Bedienstete
der Vereinten Nationen und Sachverständige im Auftrag der
Vereinten Nationen ergreifen dürfen, die mutmaßliche
schwere Verbrechen von Bediensteten der Vereinten Natio-
nen und im Auftrag der Vereinten Nationen tätigen Sachver-
ständigen melden;

15. nimmt mit Anerkennung Kenntnis von den auf-
grund ihrer Resolutionen 62/63, 63/119 und 64/110 von den
Regierungen zur Verfügung gestellten Informationen und for-
dert die Regierungen nachdrücklich auf, auch weiterhin die
für die Durchführung dieser Resolutionen erforderlichen
Maßnahmen zu treffen, namentlich für die Durchführung der
darin enthaltenen Bestimmungen betreffend die Begründung
ihrer Gerichtsbarkeit, insbesondere über schwere Verbrechen
im Sinne ihres geltenden innerstaatlichen Strafrechts, die von
ihren Staatsangehörigen begangen wurden, während sie als
Bedienstete der Vereinten Nationen oder Sachverständige im
Auftrag der Vereinten Nationen tätig waren, und betreffend
die Zusammenarbeit zwischen den Staaten;

16. ersucht den Generalsekretär erneut, der General-
versammlung auf ihrer sechsundsechzigsten Tagung auf der
Grundlage der von den Regierungen und dem Sekretariat ein-
gegangenen Informationen über die Durchführung dieser Re-
solution, insbesondere im Hinblick auf die Ziffern 3, 5 und 9,
sowie über etwaige praktische Probleme bei ihrer Durchfüh-
rung Bericht zu erstatten;

17. ersucht den Generalsekretär, in seinen Bericht An-
gaben über die Zahl und die Arten glaubwürdiger Anschuldi-
gungen und alle von den Vereinten Nationen und ihren Mit-
gliedstaaten ergriffenen Maßnahmen in Bezug auf von Be-
diensteten der Vereinten Nationen und im Auftrag der Ver-
einten Nationen tätigen Sachverständigen begangene schwere
Verbrechen aufzunehmen;

18. beschließt, den Punkt „Strafrechtliche Verantwort-
lichkeit von Bediensteten der Vereinten Nationen und Sach-
verständigen im Auftrag der Vereinten Nationen“ in die vor-
läufige Tagesordnung ihrer sechsundsechzigsten Tagung auf-
zunehmen.

RESOLUTION 65/21

Verabschiedet auf der 57. Plenarsitzung am 6. Dezember 2010,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/65/465,
Ziff. 13)13.

65/21. Bericht der Kommission der Vereinten Nationen 
für internationales Handelsrecht über ihre
dreiundvierzigste Tagung

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 2205 (XXI) vom
17. Dezember 1966, mit der sie die Kommission der Verein-
ten Nationen für internationales Handelsrecht (UNCITRAL)
schuf, mit dem Auftrag, die fortschreitende Harmonisierung
und Vereinheitlichung des internationalen Handelsrechts zu
fördern und dabei die Interessen aller Völker, insbesondere
derjenigen der Entwicklungsländer, an der umfassenden Aus-
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in Bekräftigung des Mandats der Kommission, als zen-
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und die regionalen Entwicklungsbanken, sowie an die Regie-
rungen im Rahmen ihrer bilateralen Hilfsprogramme, das
Programm der Kommission für technische Zusammenarbeit
und Hilfe zu unterstützen und angesichts des maßgeblichen
und wichtigen Beitrags der Arbeit und der Programme der
Kommission zur Förderung der Rechtsstaatlichkeit auf natio-
naler und internationaler Ebene und zur Verwirklichung der
Entwicklungsagenda der Vereinten Nationen, einschließlich
der Erreichung der Millenniums-Entwicklungsziele, mit der
Kommission zusammenzuarbeiten und ihre Aktivitäten mit
denen der Kommission abzustimmen;

e) begrüßt es, dass die Kommission das Sekretariat
ersucht hat, zu prüfen, wie es seine Tätigkeiten auf dem Ge-
biet der technischen Zusammenarbeit und Hilfe besser in die
von den Vereinten Nationen vor Ort durchgeführten Tätigkei-
ten integrieren könnte, insbesondere über das Entwicklungs-
programm der Vereinten Nationen oder andere Landesbüros
der Vereinten Nationen;

9. appelliert an die Regierungen, die zuständigen Or-
gane des Systems der Vereinten Nationen sowie an Organisa-
tionen, Institutionen und Einzelpersonen, freiwillige Beiträge
an den Treuhandfonds zu leisten, der geschaffen wurde, um
den Entwicklungsländern, die Mitglied der Kommission sind,
auf Antrag und im Benehmen mit dem Generalsekretär einen
Reisekostenzuschuss zu gewähren, damit diese Zuschüsse er-
neut gewährt werden können und mehr sachverständige Ver-
treter aus Entwicklungsländern an den Tagungen der Kom-
mission und ihrer Arbeitsgruppen teilnehmen können, was ei-
ne Voraussetzung dafür ist, in diesen Ländern lokale Fach-
kenntnisse und Kapazitäten auf dem Gebiet des internationa-
len Handelsrechts aufzubauen und so die Entwicklung des in-
ternationalen Handels und die Förderung ausländischer In-
vestitionen zu erleichtern;

10. beschließt, zwecks Gewährleistung der vollen
Teilnahme aller Mitgliedstaaten an den Tagungen der Kom-
mission und ihrer Arbeitsgruppen während der fünfundsech-
zigsten Tagung der Generalversammlung in dem zuständigen
Hauptausschuss auch weiterhin zu prüfen, ob den am wenigs-
ten entwickelten Ländern, die Mitglied der Kommission sind,
auf Antrag und im Benehmen mit dem Generalsekretär ein
Reisekostenzuschuss gewährt werden kann;

11. begrüßt, dass die Kommission nach der umfassen-
den Überprüfung ihrer Arbeitsmethoden, die sie von ihrer
vierzigsten bis zweiundvierzigsten Tagung in Anbetracht der
jüngsten Erhöhung der Mitgliederzahl der Kommission und
der Zahl der von ihr behandelten Themen vornahm, eine Zu-
sammenfassung der Schlussfolgerungen zum Thema der Ge-
schäftsordnung und der Arbeitsmethoden der Kommission20

verabschiedet hat, und fordert die Mitgliedstaaten, die Nicht-
mitgliedstaaten, die Beobachterorganisationen und das Sekre-
tariat auf, die Geschäftsordnung und die Arbeitsmethoden an-
zuwenden, mit dem Ziel, die hohe Qualität der Arbeit der

Kommission und die internationale Akzeptanz der von ihr
ausgearbeiteten Rechtsinstrumente sicherzustellen, und erin-
nert in dieser Hinsicht an ihre früheren Resolutionen zu dieser
Frage;

12. schließt sich der Überzeugung der Kommission
an, dass die Umsetzung und wirksame Anwendung der Nor-
men des modernen Privatrechts im internationalen Handel für
die Förderung guter Regierungsführung, eine dauerhafte wirt-
schaftliche Entwicklung und die Beseitigung der Armut und
des Hungers unerlässlich sind und dass die Förderung der
Rechtsstaatlichkeit in den Handelsbeziehungen ein fester Be-
standteil der umfassenderen Agenda der Vereinten Nationen
zur Förderung der Rechtsstaatlichkeit auf nationaler und in-
ternationaler Ebene sein soll, unter anderem über die von der
Einheit für Rechtsstaatlichkeit im Exekutivbüro des General-
sekretärs unterstützte Gruppe für Koordinierung und Res-
sourcen im Bereich Rechtsstaatlichkeit;

13. begrüßt die während der dreiundvierzigsten Ta-
gung der Kommission geführte Podiumsdiskussion über
Rechtsstaatlichkeit in Gewerbe und Handel und nimmt mit
Anerkennung Kenntnis von der Eröffnungsansprache der
Stellvertretenden Generalsekretärin und den von Vertretern
der Staaten und der multilateralen Entwicklungsbanken und
vom Direktor der Einheit der Vereinten Nationen für Rechts-
staatlichkeit abgegebenen Erklärungen, in denen sie erneut
auf die Rolle der Kommission bei der Förderung der Rechts-
staatlichkeit auf nationaler und internationaler Ebene und die
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nis, dass die Kommission auch ihrer Besorgnis darüber Aus-
druck verliehen hat, dass die dem Sekretariat im Rahmen des
Unterprogramms 5 zugewiesenen Ressourcen nicht ausrei-
chen, um die gestiegene Nachfrage aus Entwicklungs- und
Transformationsländern nach technischer Hilfe bei Gesetzes-
reformen auf dem Gebiet des Handelsrechts zu befriedigen,
und nimmt außerdem davon Kenntnis, dass die Kommission
dem Generalsekretär eindringlich nahegelegt hat, dafür zu
sorgen, dass die vergleichsweise geringen zusätzlichen Mit-
tel, die zur Deckung eines für die Entwicklung so ausschlag-
gebenden Bedarfs benötigt werden, rasch zur Verfügung ge-
stellt werden24;

16. nimmt davon Kenntnis, dass die Kommission ihrer
Besorgnis darüber Ausdruck verliehen hat, dass die Ressour-
cenausstattung ihres Sekretariats mit dem wachsenden Bedarf
im Hinblick auf eine einheitliche Auslegung der Texte der
Kommission, die als für die wirksame Umsetzung dieser Tex-
te unverzichtbar angesehen wird, nicht Schritt hält, und dass
die Kommission dem Sekretariat nahegelegt hat, verschiede-
ne Möglichkeiten zur Ausräumung dieser Besorgnis zu er-
kunden, unter anderem durch den Aufbau von Partnerschaf-
ten mit interessierten Institutionen und die Errichtung einer
Säule innerhalb des Sekretariats der Kommission, die sich auf
die Förderung von Mitteln und Wegen zur einheitlichen Aus-
legung der Texte der Kommission konzentriert, insbesondere
durch die Pflege und Erweiterung des Systems zur Sammlung
und Verbreitung der Rechtsprechung zu Texten der Kommis-
sion (das CLOUT-System)25;

17. erinnert an ihre Resolutionen über Partnerschaften
zwischen den Vereinten Nationen und nichtstaatlichen Ak-
teuren, insbesondere dem Privatsektor26, und ihre Resolutio-
nen, in denen sie der Kommission nahelegte, weiter unter-
schiedliche Möglichkeiten für die Nutzung von Partnerschaf-
ten mit nichtstaatlichen Akteuren bei der Durchführung ihres
Mandats zu erkunden, insbesondere auf dem Gebiet der tech-
nischen Hilfe, im Einklang mit den anwendbaren Grundsät-
zen und Leitlinien und in Zusammenarbeit und Abstimmung
mit den sonstigen zuständigen Sekretariats-Bereichen, ein-
schließlich des Büros für den Globalen Pakt27;

18. ersucht den Generalsekretär erneut, im Einklang
mit ihren Resolutionen über Dokumentationsfragen28, in de-
nen insbesondere betont wird, dass eine Reduzierung der
Länge von Dokumenten weder die Qualität ihrer Aufma-
chung noch ihren Inhalt beeinträchtigen darf, bei der Anwen-
dung der Regel zur Begrenzung der Seitenzahl der Dokumen-
te der Kommission die Besonderheiten des Mandats und der
Arbeit der Kommission zu berücksichtigen;

19. ersucht den Generalsekretär, auch weiterhin Kurz-
protokolle der Tagungen der Kommission, einschließlich der
Tagungen der von der Kommission für die Dauer ihrer Jah-
restagungen eingesetzten Gesamtausschüsse, anfertigen zu
lassen, die der Ausarbeitung normsetzender Texte gewidmet
sind;

20. erinnert an ihre Resolution, in der sie die Erstel-
lung des Yearbook of the United Nations Commission on In-
ternational Trade Law (Jahrbuch der Kommission der Ver-
einten Nationen für internationales Handelsrecht) billigte, mit
dem Ziel, die Arbeit der Kommission besser bekannt und
leichter zugänglich zu machen29, bekundet ihre Besorgnis hin-
sichtlich der zeitnahen Veröffentlichung des Jahrbuchs und
ersucht den Generalsekretär, Möglichkeiten zur Erleichterung
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unter Hinweis auf ihre Resolution 2205 (XXI) vom
17. Dezember 1966, mit der sie die Kommission der Verein-
ten Nationen für internationales Handelsrecht (UNCITRAL)
schuf mit dem Auftrag, die fortschreitende Harmonisierung
und Vereinheitlichung des internationalen Handelsrechts im
Interesse aller Völker, insbesondere der Entwicklungsländer,
zu fördern,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 31/98 vom
15. Dezember 1976, in der sie die Anwendung der Schieds-
ordnung der Kommission der Vereinten Nationen für interna-
tionales Handelsrecht empfahl33,

sich dessen bewusst, wie wertvoll die Schiedsgerichts-
barkeit als Methode zur Beilegung von Streitigkeiten ist, die
im Kontext internationaler Handelsbeziehungen auftreten
können,

feststellend, dass die Schiedsordnung Anerkennung als
sehr gelungener Rechtstext genießt, der überall auf der Welt
in verschiedensten Umständen auf ein breites Spektrum von
Streitigkeiten angewandt wird, darunter Streitigkeiten zwi-
schen privaten Handelsparteien, Streitigkeiten zwischen In-
vestoren und Staaten, Streitigkeiten zwischen Staaten und
Handelsstreitigkeiten, die von Schiedseinrichtungen behan-
delt werden,

in der Erkenntnis, dass es notwendig ist, die Schiedsord-
nung so zu überarbeiten, dass sie mit den derzeitigen Prakti-
ken im internationalen Handel im Einklang steht und den in
den vergangenen dreißig Jahren eingetretenen Veränderun-
gen in der Schiedspraxis gerecht wird,

die Auffassung vertretend, dass die Schiedsordnung in
der 2010 zur Berücksichtigung der derzeitigen Praktiken
überarbeiteten Fassung die Effizienz der auf ihrer Grundlage
durchgeführten Schiedsverfahren beträchtlich steigern wird,

in der Überzeugung, dass die Überarbeitung der
Schiedsordnung in einer von Staaten mit unterschiedlichen
Rechts-, Gesellschafts- und Wirtschaftssystemen annehmba-
ren Weise wesentlich zur Herstellung harmonischer interna-
tionaler Wirtschaftsbeziehungen und zur kontinuierlichen
Stärkung der Rechtsstaatlichkeit beitragen kann,

feststellend, dass die Erstellung der Schiedsordnung in
der überarbeiteten Fassung von 2010 Gegenstand angemesse-
ner Beratungen und umfassender Konsultationen mit Regie-
rungen und interessierten Kreisen war und dass davon auszu-
gehen ist, dass der überarbeitete Text einen wesentlichen Bei-
trag zur Schaffung eines harmonisierten Rechtsrahmens für
die faire und effiziente Beilegung internationaler Handels-
streitigkeiten leisten wird,

sowie feststellend, dass die Schiedsordnung in der über-
arbeiteten Fassung von 2010 von der Kommission der Ver-
einten Nationen für internationales Handelsrecht auf ihrer

dreiundvierzigsten Tagung nach angemessenen Beratungen
verabschiedet wurde34,

1. dankt der Kommission der Vereinten Nationen für
internationales Handelsrecht für die Abfassung und Verab-
schiedung der überarbeiteten Bestimmungen der Schiedsord-
nung, deren Wortlaut in einem Anhang des Berichts der Kom-
mission der Vereinten Nationen für internationales Handels-
recht über ihre dreiundvierzigste Tagung35 enthalten ist;

2. empfiehlt die Anwendung der Schiedsordnung in
der überarbeiteten Fassung von 2010 zur Beilegung von Strei-
tigkeiten im Kontext internationaler Handelsbeziehungen;

3. ersucht den Generalsekretär, alles zu tun, um si-
cherzustellen, dass die Schiedsordnung in der überarbeiteten
Fassung von 2010 allgemein bekannt und verfügbar gemacht
wird.

RESOLUTION 65/23

Verabschiedet auf der 57. Plenarsitzung am 6. Dezember 2010,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/65/465,
Ziff. 13)36.

65/23. UNCITRAL-Gesetzgebungsleitfaden zu
Sicherungsgeschäften: Zusatz betreffend
Sicherungsrechte an geistigem Eigentum

Die Generalversammlung,

in der Erkenntnis, wie wichtig für alle Staaten effiziente
Ordnungsrahmen für Sicherungsgeschäfte bei der Förderung
des Zugangs zu gesicherten Krediten sind,

sowie in der Erkenntnis, dass es notwendig ist, gesicher-
te Kredite für Inhaber geistigen Eigentums und andere Inha-
ber von Rechten an geistigem Eigentum auf breiterer Ebene
und kostengünstiger verfügbar zu machen, und dass daher der
Wert dieser Rechte als Kreditsicherheit gesteigert werden
muss,

feststellend, dass der UNCITRAL-Gesetzgebungsleit-
faden zu Sicherungsgeschäften37 generell auf Sicherungsrech-
te an geistigem Eigentum Anwendung findet, ohne die grund-
legenden Regeln und Ziele des Rechts des geistigen Eigen-
tums ungewollt zu beeinträchtigen,

unter Berücksichtigung der Notwendigkeit, den Wech-
selwirkungen zwischen dem Recht der Sicherungsgeschäfte
und dem Recht des geistigen Eigentums auf nationaler wie in-
ternationaler Ebene Rechnung zu tragen,

in der Erkenntnis, dass die Staaten Anleitung dazu be-
nötigen, wie die im UNCITRAL-Gesetzgebungsleitfaden zu

33
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Sicherungsgeschäften enthaltenen Empfehlungen im Kontext
des geistigen Eigentums anzuwenden sind und welche An-
passungen ihrer Rechtsvorschriften erforderlich sind, um Un-
stimmigkeiten zwischen dem Recht der Sicherungsgeschäfte
und dem Recht des geistigen Eigentums zu vermeiden,

feststellend, wie wichtig es ist, die Interessen aller Betei-
ligten, einschließlich der Sicherungsgeber, seien sie Inhaber,
Lizenzgeber oder Lizenznehmer des geistigen Eigentums,
und der gesicherten Gläubiger, auszugleichen,

mit Dank an die auf dem Gebiet der Kreditsicherung und
des geistigen Eigentums tätigen zwischenstaatlichen und in-
ternationalen nichtstaatlichen Organisationen, insbesondere
die Weltorganisation für geistiges Eigentum und die Haager
Konferenz für Internationales Privatrecht, die an der Ausar-
beitung des UNCITRAL-Gesetzgebungsleitfadens zu Siche-
rungsgeschäften: Zusatz betreffend Sicherungsrechte an geis-
tigem Eigentum38 mitgewirkt und diese unterstützt haben,

1. dankt der Kommission der Vereinten Nationen für
internationales Handelsrecht (UNCITRAL) für die Fertigstel-
lung und Verabschiedung des UNCITRAL-Gesetzgebungs-
leitfadens zu Sicherungsgeschäften: Zusatz betreffend Siche-
rungsrechte an geistigem Eigentum38;

2. ersucht den Generalsekretär, für eine weite Ver-
breitung des Wortlauts des Zusatzes, auch auf elektronischem
Weg, zu sorgen und ihn den Regierungen und anderen inter-
essierten Organen zu übermitteln;

3. empfiehlt allen Staaten, den Zusatz bei der Bewer-
tung der wirtschaftlichen Effizienz ihrer Kreditsicherung
durch geistiges Eigentum zu nutzen und ihn wohlwollend in
Betracht zu ziehen, wenn sie einschlägige innerstaatliche
Rechtsvorschriften überarbeiten beziehungsweise erlassen,
und bittet die Staaten, die dies getan haben, die Kommission
entsprechend zu unterrichten;

4. empfiehlt allen Staaten außerdem, weiter zu erwä-
gen, Vertragspartei des Übereinkommens der Vereinten Na-
tionen über die Abtretung von Forderungen im internationa-
len Handel39 zu werden und die im UNCITRAL-Gesetzge-
bungsleitfaden zu Sicherungsgeschäften37 enthaltenen Emp-
fehlungen umzusetzen.

RESOLUTION 65/24

Verabschiedet auf der 57. Plenarsitzung am 6. Dezember 2010,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/65/465,
Ziff. 13)40.

65/24. Dritter Teil des UNCITRAL-Gesetzgebungs-
leitfadens über Insolvenzrecht

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 2205 (XXI) vom
17. Dezember 1966, mit der sie die Kommission der Verein-



VII. Resolutionen aufgrund der Berichte des Sechsten Ausschusses

671

1. dankt der Kommission der Vereinten Nationen für
internationales Handelsrecht (UNCITRAL) für die Ausarbei-
tung und Verabschiedung des dritten Teils des
UNCITRAL-Gesetzgebungsleitfadens über Insolvenzrecht41

betreffend die Behandlung von Unternehmensgruppen in der
Insolvenz42;

2. ersucht den Generalsekretär, den dritten Teil des
UNCITRAL-Gesetzgebungsleitfadens über Insolvenzrecht
den Regierungen und anderen interessierten Stellen zu über-
mitteln;

3. empfiehlt allen Staaten, den UNCITRAL-Gesetz-
gebungsleitfaden über Insolvenzrecht bei der Bewertung der
wirtschaftlichen Effizienz ihrer Insolvenzordnung zu nutzen
und ihn wohlwollend in Betracht zu ziehen, wenn sie für In-
solvenzen relevante Rechtsvorschriften überarbeiten bezie-
hungsweise erlassen, und bittet die Staaten, die den Leitfaden
verwendet haben, die Kommission entsprechend zu unter-
richten;

4. empfiehlt allen Staaten außerdem, auch weiterhin
die Anwendung des UNCITRAL-Mustergesetzes über grenz-
überschreitende Insolvenzen43 in Erwägung zu ziehen;

5. empfiehlt ferner, dass Richter, Insolvenzverwalter
und andere an Verfahren für grenzüberschreitende Insolven-
zen beteiligte Interessenträger den UNCITRAL-Praxisleitfa-
den über Zusammenarbeit bei gren5.3(e)(solvenzen rele 0 TGp3eq
1 i 
543wet)zen
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besseres Verständnis des Völkerrechts insgesamt zur Verfü-
gung stehenden Mittel festzulegen ist;

b) für die Teilnahme an regionalen Kursen auf dem
Gebiet des Völkerrechts im Jahr 2011 an qualifizierte Kandi-
daten aus Entwicklungsländern Stipendien zu vergeben, de-
ren Anzahl unter Berücksichtigung der dem Hilfsprogramm
insgesamt zur Verfügung stehenden Mittel festzulegen ist,

und diese Aktivitäten gegebenenfalls aus Mitteln des ordent-
lichen Haushalts sowie aus den freiwilligen Finanzbeiträgen
für diese Stipendien, die aufgrund der in den Ziffern 18 bis 20
enthaltenen Ersuchen eingehen, zu finanzieren;

2. ermächtigt den Generalsekretär, 2011 mindestens
ein Stipendium im Rahmen des Hamilton-Shirley-Amera-
singhe-Gedächtnisstipendiums für Seerechtsfragen zu verge-
ben, sofern für dieses Stipendium freiwillige Beiträge geleis-
tet wurden, und fordert in dieser Hinsicht die Staaten, die zwi-
schenstaatlichen Organisationen, die internationalen Finanz-
institutionen, die Geberorganisationen, die nichtstaatlichen
Organisationen sowie natürliche und juristische Personen auf,
freiwillige Beiträge an den Treuhandfonds des Programms zu
leisten;

3. dankt dem Generalsekretär für die Anstrengungen,
die 2010 im Rahmen des Hilfsprogramms durchgeführten
Aktivitäten auf dem Gebiet der Völkerrechtsausbildung und
-verbreitung zu stärken, auszuweiten und zu verbessern;

4. ersucht den Generalsekretär, zu erwägen, zur Teil-
nahme an den verschiedenen Teilen des Hilfsprogramms
Kandidaten aus Ländern zuzulassen, die bereit sind, für die
gesamten Teilnahmekosten aufzukommen;

5. ersucht den Generalsekretär außerdem, auch wei-
terhin die erforderlichen Mittel für den Programmhaushalt
des Hilfsprogramms bereitzustellen, um die Wirksamkeit des
Programms im Einklang mit Resolution 64/113 auch 2011 zu
gewährleisten;

6. ersucht den Generalsekretär ferner, auch im nächs-
ten und in künftigen Zweijahreshaushalten die erforderlichen
Mittel für das Hilfsprogramm bereitzustellen, um die Wirk-
samkeit und Weiterentwicklung des Programms, insbesonde-
re die Organisation regelmäßiger regionaler Völkerrechtskur-
se und die Bestandfähigkeit der Audiovisuellen Völkerrechts-
bibliothek der Vereinten Nationen, auch künftig zu gewähr-
leisten;

7. erkennt an, wie wichtig die vom Sekretariats-Be-
reich Rechtsangelegenheiten erstellten Rechtspublikationen
der Vereinten Nationen sind, und befürwortet mit Nachdruck
ihre weitere Veröffentlichung;

8. begrüßt die Anstrengungen des Bereichs Rechts-
angelegenheiten, die Rechtspublikationen der Vereinten Na-
tionen auf den neuesten Stand zu bringen, und lobt insbeson-
dere die Abteilung Kodifizierung des Bereichs Rechtsangele-
genheiten, die mit ihrer Desktop-Publishing-Initiative deutli-
che zeitliche Verbesserungen bei der Herausgabe ihrer
Rechtspublikationen erreicht hat;

9. legt dem Bereich Rechtsangelegenheiten nahe,
seine in Anhang I des Berichts des Generalsekretärs45 aufge-
führten Webseiten als außerordentlich nützliche Instrumente

für die Verbreitung von Völkerrechtsmaterialien sowie für ju-
ristische Recherchen auf hohem Niveau weiter zu pflegen und
auszubauen;

10. erkennt an, wie bedeutend und wichtig der Beitrag
der Audiovisuellen Völkerrechtsbibliothek der Vereinten Na-
tionen zur Lehre und Verbreitung des Völkerrechts auf der
ganzen Welt ist, und fordert die Staaten nachdrücklich auf,
freiwillige Beiträge zu leisten, damit die Abteilung Kodifizie-
rung die Bibliothek weiter führen und ausbauen kann;

11. regt an, Praktikanten und Forschungsassistenten
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19. ersucht die Mitgliedstaaten sowie interessierte Or-
ganisationen, Einrichtungen und Privatpersonen erneut, frei-
willige Beiträge unter anderem für das Stipendienprogramm
für Völkerrecht und die Audiovisuelle Völkerrechtsbiblio-
thek der Vereinten Nationen zu leisten, und dankt denjenigen
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schuss mündlich abgegebenen Stellungnahmen und Bemer-
kungen der Regierungen fortzusetzen;

2. dankt der Völkerrechtskommission für die auf ih-
rer zweiundsechzigsten Tagung geleistete Arbeit;

3. lenkt die Aufmerksamkeit der Regierungen darauf,
wie wichtig es ist, dass der Völkerrechtskommission ihre
Auffassungen zu den verschiedenen Aspekten der Themen
auf der Tagesordnung der Kommission vorliegen, insbeson-
dere zu allen in Kapitel III ihres Berichts angesprochenen
konkreten Fragen im Hinblick auf

a) Vorbehalte gegen völkerrechtliche Verträge;

b) völkerrechtliche Verträge im Wandel;

4. bittet die Regierungen, dem Sekretariat der Kom-
mission bis zum 31. Januar 2011 etwaige weitere Bemerkun-
gen zum gesamten Entwurf der Leitlinien vorzulegen, die den
Praxisleitfaden für Vorbehalte gegen Verträge bilden und von
der Kommission auf ihrer zweiundsechzigsten Tagung vor-
läufig verabschiedet wurden50, damit die endgültige Fassung
des Leitfadens auf der dreiundsechzigsten Tagung verab-
schiedet werden kann;

5. lenkt abermals die Aufmerksamkeit der Regierun-
gen darauf, wie wichtig es ist, dass der Völkerrechtskommis-
sion bis zum 1. Januar 2011 ihre Stellungnahmen und Bemer-
kungen zu dem von der Kommission auf ihrer einundsech-
zigsten Tagung in erster Lesung verabschiedeten Entwurf von
Artikeln zum Thema „Die Verantwortlichkeit internationaler
Organisationen“ und den dazugehörigen Kommentaren51 vor-
liegen;

6. bittet die Völkerrechtskommission, die Themen
„Immunität staatlicher Amtsträger von ausländischer Strafge-
richtsbarkeit“ und „Verpflichtung zur Auslieferung oder
Strafverfolgung (aut dedere aut judicare)“ vorrangig zu be-
handeln;

7. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Generalse-
kretärs über Hilfe für die Sonderberichterstatter der Völker-
rechtskommission52 und von den Ziffern 396 bis 398 des Be-
richts der Völkerrechtskommission und ersucht den General-
sekretär, sich weiterhin zu bemühen, zusätzlich zu den gemäß
Resolution 56/272 der Generalversammlung vom 27. März
2002 vorgesehenen Optionen konkrete Möglichkeiten aufzu-
zeigen, wie die Arbeit der Sonderberichterstatter unterstützt
werden kann;

8. bittet die Völkerrechtskommission, auch künftig
Maßnahmen zur Steigerung ihrer Effizienz und Produktivität
zu ergreifen und zu erwägen, zu diesem Zweck Vorschläge zu
unterbreiten;

9. legt der Völkerrechtskommission nahe, auf ihren
künftigen Tagungen auch weiterhin kostensparende Maßnah-

men zu ergreifen, ohne die Effizienz und Wirksamkeit ihrer
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der Ausarbeitung von Memoranden und Studien zu auf der
Tagesordnung der Kommission stehenden Themen;

18. billigt die Schlussfolgerungen der Völkerrechts-
kommission in Ziffer 399 ihres Berichts und bekräftigt ihre
früheren Beschlüsse hinsichtlich der Dokumentation und der
Kurzprotokolle der Kommission53;

19. nimmt Kenntnis von Ziffer 400 des Berichts der
Völkerrechtskommission und unterstreicht, dass die Kurzpro-
tokolle der Kommission rascher erstellt werden müssen;

20. nimmt außerdem Kenntnis von Ziffer 401 des Be-
richts der Völkerrechtskommission, dankt den Regierungen,
die freiwillige Beiträge zu dem Treuhandfonds für den Abbau
des Rückstands bei der Veröffentlichung des Jahrbuchs der
Völkerrechtskommission geleistet haben, und ermutigt zu 
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Sechsten Ausschusses im Lichte der schriftlichen Stellung-
nahmen der Regierungen und der in den Erörterungen auf der
zweiundsechzigsten und fünfundsechzigsten Tagung der Ge-
neralversammlung zum Ausdruck gebrachten Auffassungen
die Frage eines Übereinkommens über den diplomatischen
Schutz beziehungsweise alle anderen geeigneten Maßnahmen
auf der Grundlage der genannten Artikel weiter zu prüfen und
außerdem etwaige Meinungsverschiedenheiten zu den Arti-
keln zu beleuchten.

RESOLUTION 65/28

Verabschiedet auf der 57. Plenarsitzung am 6. Dezember 2010,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/65/469,
Ziff. 7)58.

65/28. Behandlung der Frage der Verhütung grenz-
überschreitender Schäden durch gefährliche
Tätigkeiten und der Schadenszuordnung im
Falle solcher Schäden

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolutionen 56/82 vom 12. De-
zember 2001, 61/36 vom 4. Dezember 2006, deren Anlage
den Wortlaut der Grundsätze für die Schadenszuordnung im
Falle grenzüberschreitender Schäden durch gefährliche Tätig-
keiten enthält, und 62/68 vom 6. Dezember 2007, deren Anla-
ge den Wortlaut der Artikel über die Verhütung grenzüber-
schreitender Schäden durch gefährliche Tätigkeiten enthält,

betonend, wie wichtig auch künftig die Kodifizierung
und fortschreitende Entwicklung des Völkerrechts ist, wie in
Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe a der Charta der Vereinten Na-
tionen vorgesehen,

feststellend, dass die Frage der Verhütung grenzüber-
schreitender Schäden durch gefährliche Tätigkeiten und der
Schadenszuordnung im Falle solcher Schäden für die Bezie-
hungen zwischen den Staaten von großer Bedeutung ist,

unter Berücksichtigung der auf früheren Tagungen und
der laufenden Tagung der Generalversammlung im Sechsten
Ausschuss geäußerten Auffassungen und Stellungnahmen59,

1. empfiehlt abermals die Artikel über die Verhütung
grenzüberschreitender Schäden durch gefährliche Tätigkei-
ten, deren Wortlaut der Resolution 62/68 der Generalver-
sammlung als Anlage beigefügt ist, der Aufmerksamkeit der
Regierungen, unbeschadet möglicher künftiger Maßnahmen,
die von der Völkerrechtskommission im Hinblick auf die Ar-
tikel empfohlen werden;

2. empfiehlt außerdem abermals die Grundsätze für
die Schadenszuordnung im Falle grenzüberschreitender

Schäden durch gefährliche Tätigkeiten, deren Wortlaut der
Resolution 61/36 der Generalversammlung als Anlage beige-
fügt ist, der Aufmerksamkeit der Regierungen, unbeschadet
möglicher künftiger Maßnahmen, die von der Kommission
im Hinblick auf die Grundsätze empfohlen werden;

3. bittet die Regierungen, zu jeder möglichen künfti-
gen Maßnahme weitere Stellungnahmen vorzulegen, insbe-
sondere zur Form der jeweiligen Artikel und Grundsätze, ein-
gedenk der diesbezüglichen Empfehlungen der Kommission,
namentlich in Bezug auf die Ausarbeitung eines Übereinkom-
mens auf der Grundlage des Entwurfs der Artikel, sowie zu
jeder Praxis im Zusammenhang mit der Anwendung der Arti-
kel und der Grundsätze;

4. ersucht den Generalsekretär, eine Zusammenstel-
lung von Entscheidungen internationaler Gerichtshöfe, Ge-
richte und anderer Organe in Bezug auf die Artikel und die
Grundsätze vorzulegen;

5. beschließt, den Punkt „Behandlung der Frage der
Verhütung grenzüberschreitender Schäden durch gefährliche
Tätigkeiten und der Schadenszuordnung im Falle solcher
Schäden“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer achtundsech-
zigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 65/29

Verabschiedet auf der 57. Plenarsitzung am 6. Dezember 2010,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/65/470,
Ziff. 7)60.

65/29. Stand der Zusatzprotokolle zu den Genfer
Abkommen von 1949 über den Schutz der
Opfer bewaffneter Konflikte

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre zweijährlichen Resolutionen zum
Stand der Zusatzprotokolle zu den Genfer Abkommen von
1949 über den Schutz der Opfer bewaffneter Konflikte, ein-
schließlich ihrer Resolution 63/125 vom 11. Dezember 2008,

nach Behandlung des Berichts des Generalsekretärs61,

58 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde von dem
Vertreter der Republik Korea im Namen des Präsidiums im Ausschuss
vorgelegt.
59 Siehe auch die seitens der Regierungen eingegangenen Stellungnah-
men und Bemerkungen im Bericht des Generalsekretärs (A/65/184 und
Add.1).

60 Der in dem Bericht empfohlene Resolutionsentwurf wurde im Aus-
schuss eingebracht von: Albanien, Argentinien, Australien, Belarus,
Belgien, Bosnien und Herzegowina, Brasilien, Bulgarien, Burkina Faso,
Chile, Costa Rica, Dänemark, Demokratische Republik Kongo,
Deutschland, Dominikanische Republik, Ecuador, ehemalige jugoslawi-
sche Republik Mazedonien, El Salvador, Estland, Finnland, Frankreich,
Ghana, Griechenland, Guatemala, Honduras, Irland, Island, Italien, Ja-
pan, Jordanien, Kambodscha, Kanada, Kongo, Kroatien, Lettland,
Liechtenstein, Litauen, Luxemburg, Madagaskar, Malta, Mexiko, Mo-
naco, Mongolei, Montenegro, Neuseeland, Nicaragua, Niederlande, Ni-
geria, Norwegen, Österreich, Peru, Polen, Portugal, Republik Korea, Re-
publik Moldau, Rumänien, Sambia, Schweden, Schweiz, Senegal, Serbi-
en, Slowakei, Slowenien, Spanien, Swasiland, Trinidad und Tobago,
Tschechische Republik, Ukraine, Ungarn, Uruguay, Venezuela (Boliva-
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in Bekräftigung des bleibenden Wertes der geltenden
humanitären Regeln für bewaffnete Konflikte und der Not-
wendigkeit, diese Regeln unter allen in den einschlägigen
völkerrechtlichen Übereinkünften vorgesehenen Umständen
einzuhalten und ihre Einhaltung durchzusetzen, bis der Kon-
flikt möglichst bald beendigt ist,

betonend, dass es gilt, das bestehende humanitäre Völ-
kerrecht durch seine universale Akzeptanz zu konsolidieren
und dafür zu sorgen, dass es auf einzelstaatlicher Ebene weit
verbreitet und voll umgesetzt wird, und mit dem Ausdruck ih-
rer Besorgnis über alle Verstöße gegen die Genfer Abkom-
men von 194962 und die Zusatzprotokolle63,

die Mitgliedstaaten auffordernd, das humanitäre Völ-
kerrecht möglichst weit bekannt zu machen, und alle an ei-
nem bewaffneten Konflikt beteiligten Parteien auffordernd,
das humanitäre Völkerrecht anzuwenden,

mit Befriedigung feststellend, dass die Zahl der nationa-
len Kommissionen und sonstigen Gremien zunimmt, die die
Behörden auf innerstaatlicher Ebene über die Umsetzung,
Verbreitung und Weiterentwicklung des humanitären Völker-
rechts beraten,

mit Anerkennung Kenntnis nehmend von den Tagungen
von Vertretern dieser Gremien, die das Internationale Komi-
tee vom Roten Kreuz veranstaltete, um die Weitergabe kon-
kreter Erfahrungen und einen Meinungsaustausch über ihre
jeweilige Rolle und die Herausforderungen, mit denen sie
konfrontiert sind, zu erleichtern,

betonend, dass im Falle eines bewaffneten Konflikts
gemäß Artikel 90 des Protokolls I64 zu den Genfer Abkom-
men auf die Internationale Humanitäre Ermittlungskommis-
sion zurückgegriffen werden kann,

sowie betonend, dass die Internationale Humanitäre Er-
mittlungskommission durch ihre Guten Dienste die Rückkehr
zur Achtung der Genfer Abkommen und des Protokolls I för-
dern kann,

davon Kenntnis nehmend, dass der Sicherheitsrat in den
Ziffern 8 und 9 seiner Resolution 1894 (2009) vom 11. No-
vember 2009 feststellte, dass für die Sammlung von Informa-
tionen über behauptete Verstöße gegen das anwendbare Völ-
kerrecht für den Schutz von Zivilpersonen von Fall zu Fall
verschiedene Methoden genutzt werden, unterstrich, wie
wichtig es in dieser Hinsicht ist, Informationen zu erhalten,

die zeitnah, objektiv, zutreffend und verlässlich sind, und die
Möglichkeit erwog, zu diesem Zweck die mit Artikel 90 des
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anerkennend, dass sich das Römische Statut des Interna-
tionalen Strafgerichtshofs67 auf die nach humanitärem Völ-
kerrecht schwersten Verbrechen von internationalem Belang
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12. ermutigt die Mitgliedstaaten und das Internationa-
le Komitee vom Roten Kreuz, bei der Übermittlung von In-
formationen an den Generalsekretär den Schwerpunkt auf
neue Entwicklungen und Aktivitäten während des Berichts-
zeitraums zu legen;
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ser Vertretungen, Vertreter und Bediensteten befürworten,
dazu anstiften, diese organisieren oder durchführen;

4. fordert die Staaten außerdem nachdrücklich auf,
auf nationaler und internationaler Ebene alle geeigneten Maß-
nahmen zu ergreifen, um Gewalthandlungen gegen die in Zif-
fer 2 genannten Vertretungen, Vertreter und Bediensteten zu
verhindern, so auch während eines bewaffneten Konflikts,
und gegebenenfalls unter Mitwirkung der Vereinten Nationen
sicherzustellen, dass diese Handlungen umfassend untersucht
werden, damit die Täter vor Gericht gebracht werden;

5. empfiehlt den Staaten, unter anderem im Rahmen
von Kontakten zwischen den diplomatischen und konsulari-
schen Vertretungen und dem Empfangsstaat eng zusammen-
zuarbeiten, was praktische Maßnahmen zur Verbesserung des
Schutzes und der Sicherheit diplomatischer und konsulari-
scher Vertretungen und Vertreter, auch Maßnahmen präventi-
ver Art, sowie den raschen Austausch von Informationen über
die Umstände betrifft, unter denen sich alle schwerwiegenden
diesbezüglichen Verstöße ereignet haben;

6. fordert die Staaten nachdrücklich auf, im Einklang
mit dem Völkerrecht auf nationaler und internationaler Ebene
alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, um jeden
Missbrauch diplomatischer oder konsularischer Vorrechte
und Immunitäten zu verhindern, insbesondere schweren
Missbrauch, namentlich in Verbindung mit Gewalthandlun-
gen;

7. empfiehlt den Staaten, eng mit dem Staat zusam-
menzuarbeiten, in dessen Hoheitsgebiet es möglicherweise
zum Missbrauch diplomatischer oder konsularischer Vor-
rechte und Immunitäten gekommen ist, so auch indem sie In-
formationen austauschen und seinen Justizbehörden Unter-
stützung gewähren, damit die Täter vor Gericht gebracht wer-
den;

8. fordert die Staaten, die den Übereinkünften, die



VII. Resolutionen aufgrund der Berichte des Sechsten Ausschusses

681

Vertreter“ in die vorläufige Tagesordnung ihrer siebenund-
sechzigsten Tagung aufzunehmen.

RESOLUTION 65/31

Verabschiedet auf der 57. Plenarsitzung am 6. Dezember 2010,
ohne Abstimmung, auf Empfehlung des Ausschusses (A/65/472,
Ziff. 10)75.

65/31. Bericht des Sonderausschusses für die Charta 
und die Stärkung der Rolle der Vereinten
Nationen

Die Generalversammlung,

unter Hinweis auf ihre Resolution 3499 (XXX) vom
15. Dezember 1975, mit der sie den Sonderausschuss für die
Charta und die Stärkung der Rolle der Vereinten Nationen
einsetzte, sowie auf ihre auf späteren Tagungen verabschiede-
ten einschlägigen Resolutionen,

sowie unter Hinweis auf ihre Resolution 47/233 vom
17. August 1993 über die Neubelebung der Tätigkeit der Ge-
neralversammlung,

ferner unter Hinweis auf ihre Resolution 47/62 vom
11. Dezember 1992 über die Frage der ausgewogenen Vertre-
tung und der Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicher-
heitsrat,

Kenntnis nehmend von dem Bericht der Offenen Ar-
beitsgruppe zur Frage der ausgewogenen Vertretung und der
Erhöhung der Zahl der Mitglieder im Sicherheitsrat und zu
anderen mit dem Sicherheitsrat zusammenhängenden Fra-
gen76,

unter Hinweis auf diejenigen Teile ihrer Resolution
47/120 B vom 20. September 1993, die für die Tätigkeit des
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1. nimmt Kenntnis von dem Bericht des Sonderaus-
schusses für die Charta und die Stärkung der Rolle der Ver-
einten Nationen81;

2. beschließt, dass der Sonderausschuss seine nächste
Tagung vom 28. Februar bis 4. März und am 7. und 9. März
2011 abhalten wird;

3. ersucht den Sonderausschuss, auf seiner Tagung
2011 im Einklang mit Ziffer 5 der Resolution 50/52 der Gene-
ralversammlung vom 11. Dezember 1995

a) die Behandlung aller Vorschläge betreffend die
Frage der Wahrung des Weltfriedens und der internationalen
Sicherheit unter allen Aspekten fortzusetzen, um die Rolle
der Vereinten Nationen zu stärken, und in diesem Zusammen-
hang andere Vorschläge betreffend die Wahrung des Welt-
friedens und der internationalen Sicherheit zu behandeln, die
dem Sonderausschuss bereits vorgelegt wurden beziehungs-
weise auf seiner Tagung 2011 noch vorgelegt werden könn-
ten;

b) die Frage der Anwendung der Bestimmungen der
Charta der Vereinten Nationen betreffend die Gewährung von
Hilfe an Drittstaaten, die von der Anwendung von Sanktionen
nach Kapitel VII der Charta betroffen sind, auch weiterhin
mit Vorrang sowie in sachlich angemessener Weise und in
dem entsprechenden Rahmen zu behandeln, auf der Grundla-
ge aller diesbezüglichen Berichte des Generalsekretärs82 und
der zu dieser Frage unterbreiteten Vorschläge;

c) die Frage der friedlichen Beilegung von Streitig-
keiten zwischen Staaten auf seiner Tagesordnung zu belas-
sen;

d) nach Bedarf jeden Vorschlag zu prüfen, den die
Generalversammlung in Umsetzung der Beschlüsse der im
September 2005 abgehaltenen Plenartagung der sechzigsten
Tagung der Versammlung auf hoher Ebene, die die Charta
und mögliche Änderungen daran betreffen, an ihn überweisen
wird;

e) mit Vorrang weiter Mittel und Wege zur Verbesse-
rung seiner Arbeitsmethoden und zur Verstärkung seiner Ef-
fizienz zu behandeln, mit dem Ziel, allgemein annehmbare
Maßnahmen zur künftigen Umsetzung aufzuzeigen;

4. bittet den Sonderausschuss, auf seiner Tagung
2011 weiter neue Themen zu benennen, die er im Rahmen
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richts des Generalsekretärs vom 18. September 195283 be-
schriebenen Modalitäten zu befolgen;

14. ersucht den Generalsekretär, der Generalver-
sammlung auf ihrer sechsundsechzigsten Tagung einen Be-
richt sowohl über das Repertory als auch über das Repertoire
vorzulegen;

15. ersucht den Generalsekretär außerdem, den Son-
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1. nimmt mit Dank Kenntnis von dem auf der Grund-
lage der Stellungnahmen und Bemerkungen der Regierungen
erstellten Bericht des Generalsekretärs90;

2. beschließt, dass der Sechste Ausschuss die Frage
des Geltungsbereichs und der Anwendung des Weltrechts-
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nalen Menschenrechtsnormen, dem Flüchtlingsvölkerrecht
und dem humanitären Völkerrecht, ergreifen müssen,

betonend, dass es notwendig ist, die internationale Zu-
sammenarbeit zwischen Staaten und zwischen internationa-
len Organisationen und Einrichtungen, regionalen Organisa-
tionen und Abmachungen und den Vereinten Nationen weiter
zu stärken, um den Terrorismus in allen seinen Arten und Er-
scheinungsformen, gleichviel wo und von wem er begangen
wird, zu verhüten, zu bekämpfen und zu beseitigen, im Ein-
klang mit den Grundsätzen der Charta, dem Völkerrecht und
den einschlägigen internationalen Übereinkünften,

Kenntnis nehmend von der Rolle, die dem Ausschuss
des Sicherheitsrats nach Resolution 1373 (2001) betreffend
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tung gemeinsamer organisierter Antwortmaßnahmen der in-
ternationalen Gemeinschaft auf den Terrorismus in allen sei-
nen Arten und Erscheinungsformen aufgerufen wurde98
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2005 zum Übereinkommen zur Bekämpfung widerrechtlicher
Handlungen gegen die Sicherheit der Seeschifffahrt105 und
des Protokolls von 2005 zum Protokoll zur Bekämpfung wi-
derrechtlicher Handlungen gegen die Sicherheit fester Platt-
formen, die sich auf dem Festlandsockel befinden106, und legt
allen Staaten eindringlich nahe, mit Vorrang zu erwägen,
Vertragsparteien dieser Übereinkünfte zu werden;

13. legt allen Staaten eindringlich nahe, sofern sie
noch nicht Vertragspartei der in Ziffer 6 der Resolution
51/210 der Generalversammlung genannten einschlägigen
Übereinkünfte und Protokolle sowie des Internationalen
Übereinkommens zur Bekämpfung terroristischer Bomben-
anschläge107, des Internationalen Übereinkommens zur Be-
kämpfung der Finanzierung des Terrorismus108, des Interna-
tionalen Übereinkommens zur Bekämpfung nuklearterroristi-
scher Handlungen und der Änderung des Übereinkommens
über den physischen Schutz von Kernmaterial geworden sind,
dies mit Vorrang und im Einklang mit den Resolutionen des
Sicherheitsrats 1373 (2001) sowie 1566 (2004) vom 8. Okto-
ber 2004 zu erwägen, und fordert alle Staaten auf, nach Be-
darf die zur Umsetzung der Bestimmungen dieser Überein-
künfte und Protokolle erforderlichen innerstaatlichen Rechts-
vorschriften zu erlassen, sicherzustellen, dass die Zuständig-
keit ihrer Gerichte es ihnen ermöglicht, diejenigen, die terro-
ristische Handlungen begehen, vor Gericht zu stellen, und zu
diesem Zweck mit anderen Staaten und zuständigen interna-
tionalen und regionalen Organisationen zusammenzuarbeiten
und ihnen Unterstützung und Hilfe zu gewähren;

14. legt den Staaten eindringlich nahe, mit dem Gene-
ralsekretär, miteinander sowie mit interessierten zwischen-
staatlichen Organisationen zusammenzuarbeiten, um sicher-
zustellen, gegebenenfalls im Rahmen der bestehenden Man-
date, dass den Staaten, die Hilfe benötigen und beantragen,
um Vertragsparteien der in Ziffer 13 genannten Übereinkünf-
te und Protokolle zu werden und diese durchzuführen, techni-
sche und sonstige sachverständige Beratung zuteil wird;

15. stellt mit Dank und Befriedigung fest, dass in
Übereinstimmung mit der Aufforderung in den Ziffern 11 und
12 der Resolution 64/118 der Generalversammlung eine Rei-
he von Staaten Vertragsparteien der dort genannten einschlä-
gigen Übereinkünfte und Protokolle geworden sind, in Ver-

wirklichung des Ziels einer breiteren Annahme und Durch-
führung dieser Übereinkünfte;

16. bekräftigt die Erklärung über Maßnahmen zur Be-
seitigung des internationalen Terrorismus109 sowie die Erklä-
rung zur Ergänzung der Erklärung von 1994 über Maßnah-
men zur Beseitigung des internationalen Terrorismus110 und
fordert alle Staaten auf, sie umzusetzen;

17. fordert und
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23. beschließt, dass der Ad-hoc-Ausschuss die Erar-
beitung des Entwurfs eines umfassenden Übereinkommens
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6. stellt außerdem fest, dass der Ausschuss von dem
Gastland erwartet, dass es sich gemäß Artikel IV Abschnitt 11
des Abkommens zwischen den Vereinten Nationen und den
Vereinigten Staaten von Amerika über den Amtssitz der Ver-
einten Nationen114 verstärkt darum bemühen wird, die recht-
zeitige Ausstellung von Einreisevisa für Vertreter von Mit-
gliedstaaten, die in Angelegenheiten der Vereinten Nationen
nach New York reisen, zu gewährleisten, und stellt fest, dass
der Ausschuss von dem Gastland erwartet, dass es sich ver-
stärkt darum bemühen wird, die Teilnahme von Vertretern
der Mitgliedstaaten an anderen Tagungen der Vereinten Na-
tionen nach Bedarf zu erleichtern, einschließlich durch die
Ausstellung von Visa;

7. stellt ferner fest, dass mehrere Delegationen um ei-
ne Verkürzung der von dem Ga




